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«Gratis-Studium»fürMigranten?
VorläufigAufgenommene imKanton Zürich sollen ohneWartefrist Anspruch auf Stipendien haben. Dagegen laufen FDP und SVP Sturm.

RetoWattenhofer

Sollen vorläufig Aufgenomme-
ne, die von Gesetzes wegen in
ihre Heimat zurückkehren
müssten, sofort Geld für eine
Ausbildung in der Schweiz er-
halten?Die Fragewirft imKan-
ton Zürich politisch hohe Wel-
len.Am22. Septemberwirddas
Stimmvolk entscheiden, ob vor-
läufigAufgenommenenderZu-
gang zuAusbildungsstipendien
erleichtertwird.Die bislanggel-
tendeWartefrist von fünf Jahren
soll gestrichenwerden. Bis die-
se verstreicht, verbleiben sie oft
in Tieflohn-Jobs oder in der So-
zialhilfe.

ZurAbstimmungkommtes,
weil die Kantonalparteien der
FDP und SVP gegen den Be-
schluss desKantonsrats dasRe-
ferendum ergriffen haben. Für
sie ist klar: Ein«Gratis-Studium
für abgewiesene Asylanten»
soll es nicht geben.Ganz anders
sieht dasMitte-links:Weil diese
Menschen ohnehin auf abseh-
bareZeit hier bleiben, sollen sie
möglichst rasch beruflich inte-
griert werden und so dazu bei-
tragen, die Sozialhilfekosten
der Gemeinden zu senken.
Auch die Kantonsregierung
steht hinter den Plänen.

«Konkursdes
Rechtsstaates»
Es erstaunt nicht, dass in Zürich
aus einer kleinenBildungsvorla-
ge eine emotionale Asyldebatte
entbrannt ist. Es ist eine Frage,
diedenKerndesAsylsystemsbe-
rührt.VorläufigAufgenommene
habenzwarvonderSchweizkein
Asyl erhalten, dürfen aber trotz-
demhierbleiben.Dies,weil ihre
Wegweisung unzulässig, unzu-
mutbaroderunmöglich ist –etwa
weil das Heimatland die Person
nicht zurücknimmt. Laut dem

Staatssekretariat für Migration
bleiben 90 Prozent dieserMen-
schen über lange Zeit in der
Schweiz.

Für denZürcher SVP-Natio-
nalrat Gregor Rutz ist es der
«Konkurs des Rechtsstaates».
Gerade, umFlüchtlingen zuhel-
fen,müssederBunddieRechts-
grundsätze durchsetzen. Aus
seiner Sicht untergräbt die Ab-
schaffung der Wartefrist das
heutige Recht. Die Neuerung
führe dazu, dass aus jedem Sti-
pendienempfänger ein Härte-
fall würde. Die Folge sei eine

Sogwirkung. Zürich dürfe nicht
noch attraktiverwerden fürMi-
granten, die dasLandverlassen
müssten.

TiefereKosten
fürdenStaat
Schützenhilfe erhält dieSVPvon
derFDP.AnvordersterFrontbe-
kämpft die Zürcher Kantonsrä-
tin LindaCamenischdieGeset-
zesreform. Sie ärgert sich be-
sonders darüber, dass die
Befürworter von einem «prag-
matischenNachvollzugderRea-
lität» sprechen, weil vorläufig

Aufgenommene«ohnehin»hier
blieben.«Das ist einKillerkrite-
rium»undkommeeinerKapitu-
lationserklärung gleich, kriti-
siert Camenisch.

Heute ist das Gesetz klar:
Anerkannte Flüchtlinge sind in
der ganzenSchweiz stipendien-
berechtigt. Im Gegensatz dazu
bleibt es denKantonenüberlas-
sen, ob Ausbildungsbeiträge
auchanvorläufigaufgenomme-
nePersonenmit Ausweis F aus-
bezahltwerden.Laut einerUm-
frage aus dem Jahr 2023 gibt es
elf Kantone, die das tun. In vie-

len davon gilt eine Wartefrist
von fünf bis sieben Jahren. In
Basel-Stadt und Genf können
vorläufigAufgenommenesofort
Stipendien beantragen.

Dabei zeigt sich: Wer die
Wartefrist gestrichenhat,macht
weitgehend gute Erfahrungen,
wiedasBeispiel Basel-Stadt be-
legt. Dort hat die Regierung im
Mai2022entschieden, einPilot-
projekt in reguläreStrukturenzu
überführen.

Das Pilotprojekt hat sich als
Erfolg erwiesen. Die Ausbil-
dungsquotevon jungenvorläufig

Aufgenommenen konnte stark
erhöht werden. Ein nachobliga-
torischer Bildungsabschluss er-
höhe die «Chancen auf dem
Arbeitsmarkt»,minderedas«Ri-
siko einer neuerlichen Sozialhil-
feabhängigkeit» und erhöhe die
«Wahrscheinlichkeitwirtschaft-
licherUnabhängigkeit imEinzel-
fall», betont dieRegierung.

Sokonntenpraktischallebe-
troffenen Personen in Ausbil-
dung von der Sozialhilfe abge-
löst werden. Gemäss der Kan-
tonsregierung handelt es sich
dabei nicht um eine Verschie-
bung derKosten auf Zeit, «son-
dern um eine nachhaltige Kos-
tensenkung fürAusgabenderöf-
fentlichenHand».

Zieleder
Integrationsagenda
Dieselbe Überlegung macht
man sich auch in bürgerlich ge-
prägten Kantonen. So unter-
stützt die Urner Regierung aus
ähnlichen Überlegungen eine
Streichung der Wartefrist. Vor-
stösse zur Lockerung gibt es
auch in Baselland, Bern, Frei-
burg und Zug. Das Aargauer
Kantonsparlament hat dagegen
imNovember2022eineSP-Mo-
tion mit diesem Anliegen deut-
lich abgelehnt.

Von den Befürwortern wer-
den auch die Ziele der Integra-
tionsagenda ins Feld geführt,
welchederBundunddieKanto-
nevereinbarthaben.Diese sieht
vor, dass sich zwei Drittel aller
16- bis 25-jährigen vorläufig
Aufgenommenen fünf Jahre
nach ihrerEinreise ineinerpost-
obligatorischen Ausbildung be-
finden.AuchderBundesrat kam
im März zum Schluss, dass das
Potenzial von Geflüchteten
noch nicht ausgeschöpft wird,
umdas inländischeArbeitskräf-
tepotenzial zu fördern.

Ein Bildungsabschluss
erhöht die Chancen auf dem
Arbeitsmarkt. Bild: Keystone

NeuesAKW:AargauerGemeinden
bringensichbereits inStellung
Obwohl viele Fragen offen sind, buhlen zwei Standorte um ein neues Kraftwerk.

Maja Briner

Den ersten Schritt für den Aus-
stieg vomAusstieg hat der Bun-
desrat gemacht: Er möchte das
AKW-Neubauverbot kippen.
Der Weg hin zu einem neuen
Atomkraftwerk ist jedoch noch
weit – und vollerHürden. Unter
anderem benötigt Bundesrat
Albert Rösti dafür Mehrheiten
imParlament und imVolk. Und
nicht zuletzt stellt sich die gros-
se Frage, wer ein neues AKW
bauenundwieesfinanziertwer-
denwürde.

Trotz aller Unklarheiten be-
ginnt bereits eine Diskussion
um mögliche Standorte. Ener-
gieminister Rösti sagt im Inter-
viewmitdem«Sonntags-Blick»:
«Heutewürde ichdavon ausge-
hen,dass einneuesAKWanden
bisherigen Standorten gebaut
werdenmüsste. Rein schonwe-
genderAkzeptanz inderBevöl-
kerung.»Tatsächlichhabensich

zweiGemeindenbereits in Stel-
lung gebracht.

«Wir sind für
Beznau3bereit»
Eine davon ist das aargauische
Döttingen, das mit den beiden
Beznau-Meilern die ältesten
AKW der Schweiz beheimatet.
Gemeindeammann Michael
Mäder sagtedem«BadenerTag-
blatt»: «Wir sind für Beznau 3
bereit.» Die beiden bestehen-
denAKWseiengrosseArbeitge-
ber. «Als Gemeindeammann
würde man sich natürlich freu-
en, wenn ein weiteres Atom-
kraftwerk gebaut würde.»

Auch der Gemeindeam-
mannvonLeibstadtbewirbt sei-
ne Gemeinde als möglichen
Standort. In Leibstadt seien die
Bedingungen perfekt, sagte
Hanspeter Erne der Zeitung.
Die Leibstadter Bevölkerung
stehe voll hinter dembestehen-
den AKW. Deshalb sei er über-

zeugt, «dass hier alle voll für
Leibstadt 2 sind».

Der Aargau – Heimat der
ehemaligen Bundesrätin Doris
Leuthard, dienachderFukushi-
ma-Katastrophe den Atomaus-
stieg lancierte – drängt sich also
mit gleich zwei möglichen
Standortenauf.DerBernerBun-
desrat Rösti wiederum brachte
im Interview Mühleberg BE als
möglichen Standort ins Spiel.
DasdortigeAtomkraftwerkwur-
de Ende 2019 aus wirtschaftli-
chen Gründen abgeschaltet;
derzeit wird es rückgebaut. Die
Betreiberin BKW geht davon
aus, dass dasAreal ab 2034 neu
genutzt werden kann.

Das Stimmvolk hatte den
AusstiegausderAtomkraft 2017
beschlossen. Der Bau neuer
AKW ist seither verboten, be-
stehende dürfen weiter laufen,
solange sie sicher sind.DerBun-
desrat will das Neubauverbot
nun mit einem indirekten

Gegenvorschlag zur Blackout-
Initiative aufheben, wie er ver-
gangene Woche entschieden
hat. Die Ausgangslage sei eine
andere als damals, begründet
Rösti die Kehrtwende.

Rösti verschiebt
Kostenfrageauf später
Wie der Gegenvorschlag
konkret aussehen soll, ist offen.
Röstis Departement wird dem
Bundesrat bis Ende Jahr eine
entsprechende Anpassung im
Kernenergiegesetz vorlegen.
DasParlament soll nächstes Jahr
darüber beraten.

Über die Finanzierung will
Rösti aktuell noch nicht reden.
Es seiUnsinn, darüber zudisku-
tieren, wenn gar kein Projekt
vorliege, sagt er im Interview.
«Von meiner Seite kann man
diese Frage erst diskutieren,
wenneinUnternehmenkommt
und tatsächlich ein Kraftwerk
bauenwill.»

Nationalrat
BastienGirod
tritt zurück

Parlament Nach 17 Jahren ist
Schluss: Der Grüne Bastien Gi-
rod tritt nachderHerbstsession
aus demNationalrat zurück. Er
habenachwievorFreudeander
Politik, «abermanmuss aufhö-
ren,wennes amschönsten ist»,
sagte der Zürcher im Interview
mitder«Sonntags-Zeitung».Es
sei «Zeit für einen Rollenwech-
sel vom Politiker hin zum Um-
setzer». Der Umweltnaturwis-
senschafter arbeitet seit diesem
Frühling als Berater für Klima
undNachhaltigkeit.

Girodwar2007als 26-Jähri-
ger in den Nationalrat gewählt
worden. Grössere Bekanntheit
erlangte er damals unter ande-
rem mit seinem Engagement
gegenOffroader. ImNationalrat
machte er sich als Energie- und
Umweltpolitiker einenNamen.

Für Girod rutscht Meret
Schneider in den Nationalrat
nach.Die32-Jährige sassbereits
von 2019 bis 2023 imNational-
rat. LetztenHerbst verpasste sie
die Wiederwahl um nur gerade
671 Stimmen. (chm)

Armeebudget
sollweniger
starkwachsen

Finanzen Die Expertengruppe,
die im Auftrag des Bundesrats
die Bundesfinanzen auf Spar-
potenzial abklopft, schlägt ein
langsameresWachstumdesAr-
meebudgets vor.Dasberichtete
die «NZZ am Sonntag» unter
Berufungauf anonymeQuellen.
Die Expertenkommission habe
der Armeespitze Ende Juli mit-
geteilt, dass siedieBedrohungs-
szenarien der Militärs für über-
trieben halte. Dem Land
drohe in absehbarer Zeit kein
Angriffskrieg auf SchweizerBo-
den. Das Verteidigungsbudget
solle deshalb von2025bis 2035
statt um jährlich 6,14 Prozent
nur um 4,25 Prozent wachsen.
DerBundkönntedadurchmeh-
rerehundertMillionenFranken
pro Jahr sparen.

Die politische Diskussion
läuft derzeit indes in die ent-
gegengesetzte Richtung. Mitte,
FDP und SVP wollen den Zah-
lungsrahmen für die Armee in
den Jahren 2025 bis 2028 um
vierMilliarden auf 29,8Milliar-
den Franken erhöhen. (chm)


